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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Zur Vermögensbildung der Arbeitnehmer erscheint der begün- 
stigte Anlagerahmen von 312 DM im Kalenderjahr nicht mehr 
ausreichend. Das bisherige System der Befreiung der ver- 
mögenswirksamen Leistungen von Lohnsteuer und von Sozial- 
versicherungsbeiträgen ist wegen der damit verbundenen Nach- 
teile, insbesondere bei der Berechnung der späteren Rente, 
reformbedürftig. 


B. Lösung 

Der Begünstigungsrahmen von 312 DM wird auf 624 DM ver- 
doppelt. An die Stelle des bisherigen Systems der Befreiung 
von Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträgen tritt ein Zu- 
lagensystem, nach dem der Arbeitnehmer eine für alle gleich 
hohe Zulage in Höhe von 30 Vo der vermögenswirksamen Lei- 
stung erhält. Die Verdoppelung des Begünstigungsrahmens ist 
ab 1970, der Übergang zum Zulagensystem ab 1971 vorgesehen. 
Die Zulage zahlt der Arbeitgeber zu Lasten des Lohnsteuer- 
aufkommens. 


C. Alternativen 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll die Zulage nicht aus 
dem Lohnsteueraufkommen gezahlt werden, sondern die für 
die Finanzierung notwendigen Mittel sollten im Bundeshaushalt 
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als Ausgabe ausgebracht werden. Der Bund hätte hiermit allein 
die Kosten zu tragen. 


D. Kosten 

Die Kosten der Gesetzesänderung hängen im wesentlichen von 
der Zahl der Arbeitnehmer ab, die vermögenswirksame Lei- 
stungen erhalten oder erbringen werden. Es muß für den Bund 
mit Mehrausgaben für 1970 in Höhe von 120 Millionen DM, 
für 1971 in Höhe von 380 Millionen DM, für 1972 in Höhe von 
480 Millionen DM, für 1973 in Höhe von 550 Millionen DM und 
für 1974 in Höhe von 600 Millionen DM gerechnet werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/4 — 80115 — Ve 4/70 


Bonn, den 3. April 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur 
Förderung der Vermögensbildung der Arbeit- 
nehmer 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Vorlage ist besonders eilbedürftig. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 350. Sitzung am 20. März 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Gesetzes 
zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Zweite Gesetz zur Förderung der Vermö- 
gensbildung der Arbeitnehmer (Zweites Vermö- 
gensbildungsgesetz — 2. VermBG) vom 1. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 585) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1853) erhält die Bezeichnung „Drittes Ge- 
setz zur Förderung der Vermögensbildung der Ar- 
beitnehmer (Drittes Vermögensbildungsgesetz — 
3. VermBG)" und wird wie folgt geändert: 

]. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Buchstabe c ein- 
gefügt: 

„c) zugunsten der Eltern oder eines Eltern- 
teils des Arbeitnehmers, wenn der Ar- 
beitnehmer als Kind die Voraussetzun- 
gen des Buchstaben b erfüllt." 

b) In Absatz 3 erhalten die Sätze 2 und 3 fol- 
gende Fassung: 

„Dabei sind gegenüber dem Unternehmen 
oder Institut die vermögenswirksamen Lei- 
stungen zu kennzeichnen und die zulagebe- 
günstigten Beträge besonders auszuweisen. 
Das Unternehmen oder Institut hat ebenfalls 
die vermögenswirksamen Leistungen zu kenn- 
zeichnen und die zulagebegünstigten Beträge 
besonders auszuweisen." 

2. In § 4 erhält Absatz 4 folgende Fassung: 

„(4) Der Arbeitnehmer kann jeweils einmal im 
Kalenderjahr von dem Arbeitgeber schriftlich 
verlangen, daß der Vertrag über die vermögens- 
wirksame Anlage von Teilen des Arbeitslohns 
aufgehoben, eingeschränkt oder erweitert wird. 
Im Fall der Aufhebung ist der Arbeitgeber nicht 
verpflichtet, in demselben Kalenderjahr einen 
neuen Vertrag über die vermögenswirksame An- 
lage von Teilen des Arbeitslohns abzuschließen." 

3. § 12 erhält folgende Fassung: 

.§ 12 

(1) Der Arbeitnehmer erhält eine Arbeitneh- 
mer-Sparzulage in Höhe von 30 vom Hundert 


der vermögenswirksamen Leistungen nach die- 
sem Gesetz, soweit sie 624 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr nicht übersteigen. Erhält der Ar- 
beitnehmer im Kalenderjahr einen Kinderfrei- 
betrag für drei oder mehr Kinder nach § 32 
Abs. 2 Ziffer 1 bis 3 des Einkommensteuergeset- 
zes, so erhöht sich der Betrag von 624 Deutsche 
Mark um 50 vom Hundert auf 936 Deutsche Mark. 

(2) Die Arbeitnehmer-Sparzulagen gelten we- 
der als steuerpflichtige Einnahmen im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes noch als Einkommen, 
Verdienst oder Entgelt (Arbeitsentgelt) im Sinne 
der Sozialversicherung und des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes; sie gelten arbeitsrechtlich nicht 
als Bestandteil des Lohnes oder Gehalts. 

(3) Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmer- 
Sparzulagen zu errechnen; sie sind auf den 
nächsten durch 10 teilbaren Pfennigbetrag auf- 
zurunden. Der Arbeitgeber hat die Arbeitneh- 
mer-Sparzulagen 

1. bei monatlichen oder längeren Lohnabrech- 
nungszeiträumen jeweils zusammen mit dem 
Arbeitslohn, 

2. bei kürzeren als monatlichen Lohnabrech- 
nungszeiträumen jeweils für alle in einem 
Kalendermonat endenden Lohnabrechnungs- 
zeiträume zusammen mit dem Arbeitslohn für 
den letzten in dem Kalendermonat endenden 
Lohnabrechnungszeitraum 

an die Arbeitnehmer auszuzahlen. In der Lohn- 
abrechnung, die der Arbeitnehmer erhält, ist die 
Arbeitnehmer-Sparzulage gesondert auszuwei- 
sen. 

(4) Der Arbeitgeber hat die auszuzahlenden 
Arbeitnehmer-Sparzulagen dem Betrag, den er 
für seine Arbeitnehmer insgesamt an Lohn- 
steuer einzubehalten hat, zu entnehmen und 
bei der nächsten Lohnsteueranmeldung in einer 
Summe abzusetzen, übersteigt der zu entneh- 
mende Betrag den Betrag, der insgesamt an 
Lohnsteuer einbehalten ist, so wird der über- 
steigende Betrag dem Arbeitgeber auf Antrag 
von dem Finanzamt, an das die Lohnsteuer ab- 
zuführen wäre, aus den Einnahmen an Lohn- 
steuer ersetzt. Die vom Arbeitgeber entnomme- 
nen Beträge und die vom Finanzamt ersetzten 
Beträge mindern die Lohnsteuereinnahmen. 

(5) Vermögenswirksame Leistungen sind 
steuerpflichtige Einnahmen im Sinne des Ein- 
kommensteuergesetzes und Einkomrnen, Ver- 
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dienst oder Entgelt (Arbeitsentgelt) im Sinne 
der Sozialversicherung und des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes. Reicht der nach Abzug der ver- 
mögenswirksamen Leistung verbleibende Ar- 
beitslohn zur Deckung der einzubehaltenden 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge nicht 
aus, so hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
den zur Deckung erforderlichen Betrag zu zah- 
len; hierbei kann eine Verrechnung mit der aus- 
zuzahlenden Arbeitnehmer-Sparzulage vorge- 
nommen werden. 

(6) Vermögenswirksame Leistungen sind ar- 
beitsrechtlich Bestandteil des Lohns oder Ge- 
halts. Der Anspruch auf die vermögenswirk- 
same Leistung ist nicht übertragbar. 

(7) Der Arbeitgeber hat getrennt voneinander 

a) den Betrag der vermögenswirksamen Lei- 
stungen, 

b) den Betrag der vermögenswirksamen Lei- 
stungen, für den nach Absatz 1 Arbeitnehmer- 
Sparzulagen gewährt worden sind, und 

c) die ausgezahlten Arbeitnehmer-Sparzulagen 

bei jeder Lohnabrechnung im Lohnkonto des 
Arbeitnehmers oder, sofern ein Lohnkonto nicht 
zu führen ist, in entsprechenden Aufzeichnun- 
gen einzutragen. In der Lohnsteuerbescheini- 
gung, im Lohnsteuerüberweisungsblatt und im 
Lohnzettel sind die Beträge nach Buchstaben a 
und b besonders zu bescheinigen. 

(8) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Vorschriften zu erlassen über 

1. das Nähere der Behandlung von vermögens- 
wirksamen Leistungen bei mehreren Dienst- 
verhältnissen des Arbeitnehmers, um sicher- 
zustellen, daß die in Absatz 1 genannten Be- 
träge nicht überschritten werden. Dabei kann 
auch bestimmt werden, in welcher Weise die 
in Absatz 1 genannten Beträge in einem 
Dienstverhältnis, für das eine zweite oder 
eine weitere Lohnsteuerkarte vorgelegt wor- 
den ist, zu berücksichtigen sind, 

2. die Nachzahlung von Arbeitnehmer-Sparzu- 
lagen im Rahmen des Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleichs oder der Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer für die Fälle, in denen für vermö- 
genswirksame Leistungen Arbeitnehmer-Spar- 
zulagen im Rahmen des Absatzes 1 nicht ge- 
zahlt worden sind." 


4. § 13 wird aufgehoben. An seine Stelle tritt fol- 
gender neuer § 13: 

„§ 13 

(1) Auf die Arbeitnehmer-Sparzulagen sind 
die für Vergütungen geltenden Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung, des Steueranpassungs- 
gesetzes und des Steuersäumnisgesetzes anzu- 


wenden, soweit in den folgenden Absätzen 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Für die Überprüfung der ordnungsmäßigen 
Berechnung und Auszahlung der Arbeitnehmer- 
Sparzulagen ist das Finanzamt zuständig, dem 
die Nachprüfung des Steuerabzugs vom Arbeits- 
lohn obliegt, 

(3) Der Arbeitnehmer hat die Arbeitnehmer- 
Sparzulage zurückzuzahlen, wenn 

a) die Arbeitnehmer-Sparzulage zu Unrecht ge- 
zahlt worden ist oder 

b) in den Fällen des § 2 Abs. 1 Buchstaben a 
und b die in § 1 Abs. 4 Nr. 2 Spar-Prämien- 
gesetz und § 2 Abs. 1 Nr. 3 und 4 und Abs. 2 
Satz 3 Wohnungsbau-Prämiengesetz vorge- 
sehenen Voraussetzungen oder in den Fällen 
des § 2 Abs. 1 Buchstaben d und e die Sperr- 
fristen nicht eingehalten werden. 

Die zurückgezahlten Arbeitnehmer-Sparzulagen 
erhöhen die Lohnsteuereinnahmen. 

(4) Der Anspruch auf Rückzahlung der Arbeit- 
nehmer-Sparzulage verjährt in fünf Jahren. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Vorschriften zu erlassen über 

1. die Begründung von Anzeigepflichten für den 
Arbeitgeber und das Unternehmen oder In- 
stitut, bei dem die vermögenswirksame Lei- 
stung angelegt ist, soweit dies zur Sicherung 
der Rückzahlung der Arbeitnehmer-Sparzu- 
lagen erforderlich ist und 

2. das Verfahren bei der Rückzahlung der Ar- 
beitnehmer-Sparzulagen. 

Durch diese Rechtsverordunng kann ferner be- 
stimmt werden, daß die rückzuzahlenden Arbeit- 
nehmer-Sparzulagen in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Buchstaben a und b durch das Unternehmen oder 
Institut, bei dem die vermögenswirksame Lei- 
stung angelegt ist, in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Buchstabe e durch den Arbeitgeber einzubehal- 
ten und an das Wohnsitzfinanzamt abzuführen 
sind. 

(6) Der Arbeitgeber haftet für zu Unrecht ge- 
zahlte Arbeitnehmer-Sparzulagen. Auf Anfrage 
des Arbeitgebers hat das nach Absatz 2 zustän- 
dige Finanzamt Auskunft über die Anwendung 
der Vorschriften über die Gewährung der Ar- 
beitnehmer-Sparzulagen im einzelnen Fall zu er- 
teilen. 

(7) Das Unternehmen oder Institut oder der Ar- 
beitgeber haftet, soweit auf Grund einer Rechts- 
verordnung nach Absatz 5 Satz 2 eine Verpflich- 
tung zur Einbehaltung und Abführung der Ar- 
beitnehmer-Sparzulagen besteht, für die rückzu- 
zahlenden Arbeitnehmer-Sparzulagen sowie bis 
zur Höhe der Arbeitnehmer-Sparzulagen bei 
Verletzung der in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 bestimmten Anzeigepflich- 
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ten. Das Unternehmen oder Institut haftet ferner 
bei Verletzung der Anzeigepflicht nach § 2 
Abs. 3 letzter Satz für die Arbeitnehmer-Sparzu- 
lagen, die auf Grund der Pflichtverletzung zuviel 
gezahlt worden sind. 

(8) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über 
die auf Grund der §§ 12 und 13 ergehenden Ver- 
waltungsakte der Finanzbehörden ist der Finanz- 
rechtsweg gegeben." 

5. § 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts an- 
deres bestimmt ist, erstmals auf vermögenswirk- 
same Leistungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1970 erbracht werden. 

(2) Für vermögenswirksame Leistungen, die im 
Kalenderjahr 1970 erbracht werden, gelten die 
Vorschriften dieses Gesetzes in der am 1. Ja- 
nuar 1970 geltenden Fassung mit der Maßgabe, 
daß in § 12 Abs. 1 Satz 1 der Betrag von 624 Deut- 
sche Mark an die Stelle des Betrages von 312 
Deutsche Mark tritt. 

(3) Die Vorschrift des § 2 Abs. 2 Buchstabe c 
ist erstmals auf vermögenswirksame Leistungen 
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1969 erbracht 
werden. Die Vorschrift des § 4 Abs. 4 ist erst- 
mals auf vermögenswirksame Leistungen anzu- 
wenden, die nach dem 31. Dezember 1969 er- 
bracht werden." 


Artikel 2 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1682) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 6 erhält der Satz 1 die folgende 
Fassung: 

„Prämien für Sparbeiträge, die vermögenswirk- 
same Leistungen darstellen und für die der Prä- 
miensparer eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach 
§ 12 Abs. 1 des Dritten Vermögensbildungsge- 
setzes erhält, werden auf den Höchstbetrag (Ab- 
satz 2) nicht angerechnet." 

2. § 8 Abs. 7 erhält die folgende Fassung: 

„(7) Die Vorschrift des § 2 Abs. 6 ist erst- 
mals auf Sparbeiträge anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1970 geleistet werden." 


Artikel 3 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. September 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1677) wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 6 erhält der erste Satz die folgende 
Fassung: 

„Prämien für Aufwendungen, die vermögens- 
wirksame Leistungen darstellen und für die der 
Prämienberechtigte eine Arbeitnehmer-Sparzu- 
lage nach § 12 Abs. 1 des Dritten Vermögens- 
bildungsgesetzes erhält, werden auf den Höchst- 
betrag (Absatz 2) nicht angerechnet." 

2. § 10 Abs. 6 erhält die folgende Fassung: 

„(6) Die Vorschrift des § 3 Abs. 6 ist erstmals 
auf Aufwendungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1970 geleistet werden." 


Artikel 4 

Die Verordnung zur Durchführung der lohnsteuer- 
rechtlichen Vorschriften des Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetzes vom 24. März 1966 (Bundesgesetzbl. I 
S. 189) wird aufgehoben. Sie ist aber auf Tatbe- 
stände, die vor dem Außerkrafttreten verwirklicht 
worden sind, auch über den 31. Dezember 1970 hin- 
aus anzuwenden. 


Artikel 5 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, das Dritte Gesetz zur Förderung der 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer in der nach 
diesem Gesetz geltenden Fassung mit neuem Datum 
und in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen 
und Unstimmigkeiten im Wortlaut zu beseitigen. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 dse Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 7 

Artikel 2 bis 4 treten am 1. Januar 1971 in Kraft. 
Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A, Allgemeine Begründung 

Zu den Schwerpunkten der Wirtschafts- und Gesell- 
schaftspolitik der Bundesregierung gehört nach ihrer 
Regierungserklärung das Bemühen um eine gezielte 
Vermögenspolitik. Die Vermögensbildung in brei- 
ten Sdiichten, vor allem in Arbeitnehmerhand, ist 
völlig unzureichend. Um sie zu verstärken, wird, wie 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
bereits angekündigt, als erster Schritt eine Ver- 
doppelung der derzeitig begünstigten Verträge des 
Zweiten Vermögensbildungsgesetzes vorgesehen. 
Gleichzeitig wird von dem bisherigen System der 
Befreiung von Lohnsteuer und von Sozialversidie- 
rungsbeiträgen, das mit vielen Nachteilen verbun- 
den ist, zu einem Zulagensystem übergegangen. 

Die Bundesregierung erwartet, daß die Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgeberverbände die Offerte zum Ab- 
schluß von Tarifverträgen über Vermögens wirk- 
same Leistungen, die in der Verdoppelung auf 624 
DM und der insbesondere für die unteren Einkom- 
mensschichten der Arbeitnehmer vorteilhaften Um- 
stellung auf ein Zulagensystem zu erblicken ist, an- 
nehmen werden. Das eigentliche Problem jedes Spar- 
vorgangs ist das Anfangsstadium. Mit Hilfe von 
Tarifverträgen über vermögenswirksame Leistun- 
gen kann eine Initialzündung gegeben werden, die 
zu einem vermehrten Sparen auch der unteren Ein- 
kommensschichten der Arbeitnehmer führt. 

Die Bundesregierung wird im Zusammenhang mit 
dem für Ende 1970 angekündigten Bericht über die 
Vermögensbildung und mit der geplanten Steuer- 
reform Stellung dazu nehmen, wie die Vermögens- 
bildung der Arbeitnehmer über diesen ersten Schritt 
hinaus weiter verbessert und die Arbeitnehmer stär- 
ker als bisher am Produktivkapital beteiligt werden 
können. Bei der Reform der allgemeinen Sparförde- 
rung wird auch zu prüfen sein, ob für die Prämien- 
gesetze und andere vermögensbildende Vergünsti- 
gungen Einkommensgrenzen eingeführt werden, so 
daß die Sparförderung stärker auf die unteren und 
mittleren Einkommensschichten ausgerichtet wird. 
Wegen der Verzahnung der Prämiengesetze mit 
dem Vermögensbildungsgesetz würden solche Ein- 
kommensgrenzen auch Auswirkungen auf die Inan- 
spruchnahme des Vermögensbildungsgesetzes ha- 
ben. Deshalb kann davon abgesehen werden, die 
Einführung von Einkommensgrenzen für das Ver- 
mögensbildungsgesetz schon jetzt zu erörtern. 

Der Entwurf beseitigt die von vielen Arbeitnehmern 
zu Recht gerügten Nachteile des Gesetzes, die sich 
aus der Steuerfreiheit und der Befreiung von So- 
zialversicherungsbeiträgen der vermögenswirksa- 
men Leistungen, einschließlich der vermögenswirk- 
sam angelegten Lohnteile, ergeben. 

Die Steuerfreiheit vermögenswirksamer Leistungen 
führt nämlich zu unterschiedlich hohen Begünstigun- 


gen je nach der Höhe des Einkommens. Je mehr der 
Arbeitnehmer verdient, desto höher sind seine 
steuerlichen Vorteile. Arbeitnehmer, die wegen 
ihres niedrigen Einkommens oder ihrer hohen Kin- 
derzahl ohnehin keine Lohnsteuer zahlen (das sind 
zur Zeit immerhin etwa 4 Millionen), haben von der 
Lohnsteuerfreiheit vermögenswirksamer Leistungen 
keinerlei Vorteile. Gerade bei diesen Arbeitneh- 
mern gilt es aber, die Sparfähigkeit und gleichzeitig 
die Sparwilligkeit zu stärken. 

Im Bereich der Sozialversicherung ergeben sich nach 
der derzeitigen Rechtslage Nachteile vor allem für 
die Berechnung der späteren Rente. Eine einfache 
Verdoppelung des 312-DM-Betrags unter Beibehal- 
tung der bisherigen Abgabenbefreiung würde die 
derzeitige Rentenminderung ebenfalls verdoppeln. 
So würde sich z. B. die Altersrente eines Durch- 
schnittsyersicherten bei einer 15jährigen vermö- 
genswirksamen Anlage von 624 DM um jährlich 
186 DM vermindern, bei einer vermögenswirksamen 
Anlage von 936 DM (bei mehr als zwei Kindern) 
sogar um jährlich 280 DM. Dabei ist nicht nur die 
tatsächliche Minderung der Renten von Bedeutung, 
sondern vielmehr auch die Tatsache, daß der Arbeit- 
nehmer in der Regel nur weiß, daß er bei einer 
vermögenswirksamen Anlage gewisse Minderungen 
der späteren Rente zu befürchten hat, diese zum Teil 
noch überschätzt und damit dem Gesetz von vorn- 
herein mißtrauisch gegenübersteht. Hierin dürfte 
ein entscheidender Grund für die bisher verhältnis- 
mäßig geringe Anwendung des Zweiten Vermögens- 
bildungsgesetzes insbesondere durch die Arbeiter 
gelegen haben. 

Im Bereich der Arbeitslosenversicherung und der 
Krankenversicherung sind nach der derzeitigen 
Rechtslage ebenfalls Nachteile bei den nach dem 
Entgelt bemessenen Leistungen möglich. Zwar sind 
sie durch die Novelle zum Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetz im Regelfall gemildert, aber keines- 
wegs beseitigt worden. So hat sich zum Beispiel in 
einem bekanntgewordenen Fall das Sterbegeld aus 
der Krankenversicherung bei einer vermögenswirk- 
samen Anlage von 26 DM (mit Steuer- und Sozial- 
abgabenvorteilen von 9,10 DM) um 557,10 DM ver- 
mindert. Derartige Härten sind auch durch die No- 
velle von 1969 nicht ausgeräumt worden. Sie wer- 
den von den Betroffenen zu Recht hart kritisiert. 

Die nachteiligen Auswirkungen im Bereich des 
Steuer- und Sozialversicherungsrechts werden ab 
1. Januar 1971 durch ein Zulagensystem, das an die 
Stelle des bisherigen Begünstigungssystems tritt, 
vollständig beseitigt. Das Zulagensystem bedeutet, 
daß für vermögenswirksame Leistungen jeweils 
nach den individuellen Verhältnissen des Arbeit- 
nehmers Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
zu zahlen sind, der Arbeitnehmer aber statt dessen 
eine für alle gleich hohe Zulage in Höhe von 
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30 V. H. der vermögenswirksamen Leistung erhält. 
Die Höhe der Zulage wird durch folgende Erwägun- 
gen gerechtfertigt: 

Der bisherigen Lohnsteuerbefreiung, die in der Pro- 
portionalzone 19 V. H. beträgt (die Kirchensteuer in 
Höhe von 1,52 v. H. oder — in anderen Bundes- 
ländern — von 1,9 V. H. muß bei der Betrachtung 
der staatlichen Vergünstigungen außer Betracht 
bleiben), kann die Sozialabgabenbefreiung von 
durchschnittlich 13,3 v. H. (bis zur derzeitigen Bei- 
tragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung von 1200 DM im Monat) nicht in vol- 
lem Ausmaß hinzugerechnet werden. Denn der So- 
zialabgabenbefreiung stehen z. Z. die erwähnten 
Nachteile bei den Leistungen aus der Sozialversiche- 
rung, die sich nach dem Entgelt bemessen, gegen- 
über. Es kommt hinzu, daß schon bei einer Zulage 
von 30 V. H. sich im Normalfall (verheiratet, ein 
Kind, Monatseinkommen unter 1400 DM) bei der 
Anlage nach dem Spar-Prämiengesetz eine Gesamt- 
vergünstigung (Arbeitnehmer-Sparzulage, Sparprä- 
mie, Zusatzprämie) von 60,8 v. H. bei der Anlage 
nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz von 65,1 
v. H. ergibt. Das erscheint als Sparanreiz vollauf 
ausreichend. Nicht zuletzt sind bei der Festsetzung 
der Höhe der Arbeitnehmer-Sparzulage die daraus 
entstehenden Belastungen der öffentlichen Haushalte 
zu berücksichtigen. 

Gesetzestechnisch ist die Zulagenregelung dem 
Bergmannsprämiengesetz und dem Berlinhilfegesetz 
nachgebildet, jedöch im Interesse der Rechtssicher- 
heit und der Rechtsklarheit noch weiter ausgebaut. 
Viele Arbeitgeber sind mit einem solchen Zulagen- 
system vom Bergmannsprämiengesetz oder dem Ber- 
linhilfegesetz her bereits vertraut. Es bedeutet im 
Verhältnis zu der bisherigen Abgabenbefreiung 
vermögenswirksamer Leistungen für den Arbeitge- 
ber im Einzelfall praktisch keine zusätzliche Ver- 
waltungsarbeit. 

Allerdings bedeutet der Übergang zum Zulagen- 
system, daß künftig Arbeitgeber bei der vermögens- 
wirksamen Anlage auch ihrerseits ihren Anteil an 
den Sozialversicherungsbeiträgen nicht mehr ein- 
sparen. Diese Einsparung erschien jedoch bisher je- 
denfalls dann völlig ungerechtfertigt, wenn der Ar- 
beitnehmer Teile seines ohnehin geschuldeten Ar- 
beitslohns (§ 4-Fälle) vermögenswirksam anlegen 
ließ. Denn es ist nicht einzusehen, wieso der Arbeit- 
geber von seinem Anteil an den Sozialversicherüngs- 
beiträgen befreit und die Rente des Arbeitnehmers 
entsprechend gemindert wird, wenn der Arbeitneh- 
mer aus seinem ohnehin gezahlten Lohn spart. Aber 
auch bei tarifvertraglichen vermögenswirksamen 
Leistungen, die für den Arbeitgeber betriebswirt- 
schaftlich die gleichen Kosten wie tarifvertragliche 
Barlöhne darstellen, ist eine Abschaffung der So- 
zialabgabenbefreiung auch des Arbeitgebers ge- 
rechtfertigt. Anders wären die jetzigen sozialver- 
sicherungsrechtlichen Nachteile des Arbeitnehmers 
nicht zu beseitigen. Es kommt hinzu, daß durch die 
Steuervergünstigung des § 14 auch künftig vermö- 
genswirksame Leistungen für mittelständische Ar- 
beitgeber (bis 50 Arbeitnehmer) besonders billige 
Sozialleistungen sind. 


Die Umstellung auf das Zulagensystem rechtfertigt 
die Bezeichnung „Drittes Gesetz zur Förderung der 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer". Diese neue 
Bezeichnung ist auch zur Unterscheidung von den 
vermögenswirksamen Leistungen nach dem Zwei- 
ten Vermögensbildungsgesetz verwaltungstechnisch 
zweckmäßig. 

Die Umstellung auf ein Zulagensystem ist rückwir- 
kend nicht möglich. Damit Arbeitgeber und Finanz- 
verwaltung sich auf das neue System einstellen 
können und um Überschneidungen mit dem bisheri- 
gen Begünstigungssystem zu vermeiden, ist die An- 
wendung des Zulagensystems ab 1. Januar 1971 vor- 
gesehen. Aus konjunkturellen Gründen ist die ver- 
stärkte Anwendung des Vermögenbildungsgesetzes 
und damit die Verdoppelung des Begünstigungsrah- 
mens jedoch schon für 1970 erwünscht. Für dieses 
eine Kalenderjahr können die mit der Verdoppelung 
unter Beibehaltung des bisherigen Begünstigungs- 
systems verbundenen Nachteile noch in Kauf ge- 
nommen werden. 


B. Begründung der einzelnen Vorschriften 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Vorschrift in dem neuen § 2 Abs. 2 Buchstabe c 
stellt klar, daß der Arbeitnehmer, der zu Beginn des 
maßgebenden Kalenderjahres das 17. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, die vermögenswirksame 
Leistung auch zugunsten der Eltern oder eines El- 
ternteils anlegen lassen kann. Diese Regelung ist 
bisher schon praktiziert worden, durch die Fassung 
des Gesetzes vom 1. Oktober 1969 aber infolge eines 
Redaktionsversehens zweifelhaft geworden. Diese 
Zweifel sollen jetzt ausgeräumt werden, und zwar 
rückwirkend zum 1. Juli 1969 (siehe Artikel 1 Nr. 5 
des Entwurfs), dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Novelle von 1969. 

Die Sätze 2 und 3 in § 2 Abs. 3, in denen von 
„steuerfrei behandelten Beträgen" die Rede ist, müs- 
sen bei der Umstellung auf ein Zulagensystem aus 
redaktionellen Gründen geändert werden. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Neufassung des § 4 Abs. 4 soll dem Arbeitneh- 
mer ermöglichen, künftig den Vertrag nicht nur auf- 
zuheben, sondern auch einzuschränken oder zu er- 
weitern. Das kann vor allem dann bedeutsam sein, 
wenn ein Arbeitnehmer, der bisher schon Teile 
seines Arbeitslohns nach § 4 angelegt hat, aufgrund 
eines neu abgeschlossenen Tarifvertrags einen 
Rechtsanspruch auf vermögenswirksame Leistungen 
erhält. Weiterhin ist es für das Kalenderjahr 1970 
wegen der Verdoppelung des Begünstigungsrah- 
mens von Bedeutung. Deshalb soll diese Vorschrift 
auch bereits vom 1. Januar 1970 an gelten (siehe 
Artikel 1 Nr. 5). 
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Zu Artikel 1 Nr. 3 

Absatz 1 des neuen § 12 enthält einmal die Ver- 
doppelung des Begünstigungsrahmens für vermö- 
genswirksame Leistungen. Zum anderen ist in Ab- 
satz 1 geregelt, daß für vermögenswirksame Lei- 
stungen eine Arbeitnehmer-Sparzulage in Höhe von 
30 V. H. der vermögenswirksamen Leistungen ge- 
währt wird (zur Höhe der Zulage siehe Allgemeine 
Begründung). Eine Staffelung der Zulage etwa nach 
Einkommenshöhe, Kinderzahl, Berufstätigkeit des 
Ehegatten, Beamteneigenschaft oder anderen Ge- 
sichtspunkten würde das Zulagensystem für Arbeit- 
geber, Finanzverwaltung und Kreditinstitute in un- 
vertretbarer Weise komplizieren. 

Absatz 2 regelt, daß die aus staatlichen Mitteln ge- 
zahlten Zulagen nach Absatz 2 nicht der Lohnsteuer- 
und Beitragspflicht in der Sozialversicherung unter- 
liegen, zumal sie im wesentlichen lediglich einen 
Ersatz der bisherigen Abgabenbefreiung vermögens- 
wirksamer Leistungen darstellen. 

In Absatz 3 ist bestimmt, daß der Arbeitgeber die 
Arbeitnehmer-Sparzulage an den Arbeitnehmer aus- 
zuzahlen hat. Diese Regelung ist gewählt worden, 
weil die Arbeitnehmer durch die Neuregelung nicht 
schlechter als bisher gestellt werden sollen. Bisher 
wirkte sich die Steuer- und Sozialabgabenbefreiung 
in einem entsprechend höheren Barlohn aus. Wird 
nunmehr die Abgabenbefreiimg beseitigt und statt 
dessen eine Zulage eingeführt, so ist es konsequent, 
auch sie mit dem Barlohn aiiszuzahlen. Anderen- 
falls würde der Barlohn herabgesetzt, was insbe- 
sondere bei den unteren Einkommensschichten kaum 
vertretbar erscheint. 

Absatz 4 regelt, in welcher Weise der Arbeitgeber 
die ausgezahlten Arbeitnehmer-Sparzulagen gegen- 
über dem Finanzamt verrechnen kann. Ferner ist 
bestimmt, daß die zur Verrechnung der Arbeitneh- 
mer-Sparzulage verwandten Beträge Mindereinnah- 
men an Lohnsteuern sind. Dies bedeutet, daß sie 
jeweils zu 42,5 v. H. vom Bund und den Ländern 
sowie zu 15 v. H. von den Gemeinden zu tragen 
sind. Das entspricht der Belastungsquote bei dem 
bisherigen System der Lohnsteuerfreiheit vermö- 
genswirksamer Leistungen. 

Absatz 5 stellt klar, daß künftig für vermögenswirk- 
same Leistungen Lohnsteuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträge zu zahlen sind. Die vermögenswirk- 
samen Leistungen selbst sind ohne Abzüge z. B. an 
das Kreditinstitut oder die Bausparkasse zu über- 
weisen, Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
werden statt dessen von dem übrigen Arbeitslohn 
abgezogen. Nur für den seltenen Ausnahmefall, daß 
der auszuzahlende Arbeitslohn zur Deckung der 
einzubehaltenden Steuern und Sozialversicherungs- 
beiträge nicht ausreicht, ist eine Sonderregelung ge- 
troffen. 

Absatz 6 Satz 1 stellt klar, daß vermögenswirksame 
Leistungen (anders als die Arbeitnehmer-Sparzu- 
lage) arbeitsrechtlich Bestandteil des Lohns oder 
Gehalts sind. Satz 2 stellt klar, daß vermögenswirk- 
same Leistungen nicht übertragbar und damit nicht 
pfändbar sind. Durch diese Vorschrift soll im Inter- 


esse der Rechtssicherheit die für etwa 90 v. H. der 
Fälle (Anlagen nach dem Spar-Prämiengesetz oder 
dem Wohnungsbau-Prämiengesetz) überwiegend in 
der Literatur schon vertretene Ansicht in das Ge- 
setz übernommen werden. Um die verwaltungsmä- 
ßige Abwicklung zu erleichtern, wird davon abge- 
sehen, für die restlichen 10 v. H. der Fälle (Anlage 
nach § 2 Abs. 1 Buchstaben c bis e) abweichende 
Regelungen für die Übertragbarkeit und Pfändbar- 
keit vorzusehen. 

Absatz 7 regelt die Behandlung vermögenswirk- 
samer Leistungen im Lohnkonto und in steuerrecht- 
lichen Bescheinigungen. Bisher waren diese Fragen 
in der Durchführungsverordnung zum Zweiten Ver- 
mögensbildungsgesetz geregelt, wie sie auch für 
das allgemeine Lohnsteuerrecht in der Lohnsteuer- 
Durchführungsverordnung geregelt sind. Da zwei- 
felhaft geworden ist, ob die bisherige Ermächtigung 
zum Erlaß der Rechtsverordnung ausreicht, wird die 
Regelung jetzt in das Gesetz aufgenommen. 

Absatz 8 enthält Ermächtigungen für Rechtsverord- 
nungen. Absatz 8 Nr. 1 entspricht der bisherigen 
Ermächtigung in § 12 Abs 3 Nr. 4. Absatz 8 Nr, 2 
schafft die Möglichkeit, Arbeitnehmer-Sparzulagen, 
die vom Arbeitgeber nicht gezahlt worden sind (z, B. 
weil ein drittes Kind, für das der um 50 v. H. er- 
höhte Begünstigungsrahmen in Anspruch genommen 
werden kann, erst zum Jahresende geboren wird), 
im Lohnsteuer-Jahresausgleich oder bei der Veran- 
lagung zur Einkommensteuer geltend zu machen. 
Das war bisher auch schon geltendes Recht, brauchte 
aber bei dem System der Lohnsteuerbefreiung an- 
ders als beim Zulagensystem im Vermögensbil- 
dungsgesetz nicht geregelt zu werden. Im Wege 
der Veranlagung zur Einkommensteuer kann ebenso 
wie bisher die Steuerfreiheit vermögenswirksamer 
Leistungen künftig auch die Arbeitnehmer-Sparzu- 
lage für deutsche Grenzgänger geregelt werden, 
deren Arbeitgeber im Ausland vermögenswirksame 
Leistungen nach den gesetzlichen Vorschriften z. B, 
an ein inländisches Kreditinstitut überweist, wozu 
der Arbeitgeber im Ausland allerdings durch deut- 
sches Arbeitrechts nicht verpflichtet werden kann, 
soweit nicht im Einzelfall die Anwendung deutschen 
Arbeitsrechts vereinbart ist. 

Zu Artikel 4 Nr. 4 

Wegen des Übergangs zum Zulagensystem und der 
damit verbundenen Abschaffung der Regelung, daß 
vermögenswirksame Leistungen kein Entgelt im 
Sinne der Sozialversicherung sind (siehe § 12 Abs. 5), 
muß der bisherige § 13 aufgehoben werden. Der 
neue § 13 regelt die abgabenrechtlichen Fragen der 
Zulage und die Rückzahlung der Zulage, die zu Un- 
recht gewährt wurde oder für die die Voraussetzun- 
gen nachträglich weggefallen sind. 

Nach Absatz 1 ist grundsätzlich das für Vergütun- 
gen geltende allgemeine Abgabenrecht auf die Ar- 
beitnehmer-Sparzulagen anzuwenden. Danach sind 
z. B. die Vorschriften des § 14 AO (Ermächtgiung 
für eine Kleinbetragsregelung), der §§ 143 ff. AO 
über Verjährung (Beginn der Verjährung) und das 
außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren (vgl, § 229 
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Nr. 7 AO) für die Rückforderung der Arbeitnehmer- 
Sparzulagen maßgebend. 

Absatz 2 bestimmt, welches Finanzamt zuständig 
ist. 

Absatz 3 regelt die Rückzahlung von Zulagen, die 
von vornherein zu Unrecht gezahlt wurden oder bei 
denen insbesondere die Sperrfristen nicht eingehal- 
ten wurden. Absatz 2 Buchstabe b entspricht dem 
bisherigen § 12 Abs. 2. Buchstabe a entspricht eben- 
falls dem geltenden Recht, brauchte bisher aller- 
dings im Vermögensbildungsgesetz nicht erwähnt zu 
werden, weil sich dies schon aus dem allgemeinen 
Lohnsteuerrecht ergab. 

Absatz 4 stellt klar, daß der Anspruch auf Rück- 
zahlung der Zulage in fünf Jahren verjährt. Der Be- 
ginn der Verjährungsfrist ergibt sich aus Absatz 1 
in Verbindung mit § 145 Abs. 2 Nr. 5 AO. 

Absatz 5 enthält Ermächtigungen für die Rückzah- 
lung, die den bisherigen Ermächtigungen in § 12 
Abs, 3 Nr. 2 und Nr. 3 und dem letzten Satz des § 12 
Abs. 3 entsprechen. 

Absatz 6 entspricht dem bisher schon für die Lohn- 
steuerbefreiung vermögenswirksamer Leistungen 
geltenden Recht. Er schafft für Arbeitnehmer-Spar- 
zulagen die Möglichkeit, für Arbeitgeber im kon- 
kreten Einzel fall verbindliche Rechtsauskunft vom 
Finanzamt zu verlangen. 

Absatz 7 entspricht dem bisherigen § 12 Abs. 4 und 
regelt die Haftung des Unternehmens oder Instituts 
oder des Arbeitgebers bei Verletzung der Pflichten 
zur Einbehaltung und Abführung der zurückzuzah- 
ienden Arbeitnehmer-Sparzulagen und bei der Ver- 
letzung von Anzeigenpflichten. 

Absatz 8 regelt den Rechtsweg für die aufgrund der 
§§ 12 und 13 ergehenden Verwaltungsakte der 
Finanzbehörden. 


Zu Artikel 2 Nr. 5 

Das neue Zulagensystem ist nach § 16 Abs. 1 ab 
1. Januar 1971 anzuwenden. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Verdoppelung des 
312-DM-Betrages (bei mehr als zwei Kindern des 
468-DM-Betrages) bereits für das Kalenderjahr 1970 
gilt, allerdings unter Beibehaltung des bisherigen 
Begünstigungssystems, was für dieses eine Jahr 
noch in Kauf genommen werden kann. 

Absatz 3 setzt die Vorschrift des § 2 Abs. 2 Buch- 
stabe c bereits vom 1. Juli 1969 an in Kraft, die 
Vorschrift des § 4 Abs. 4 vom 1. Januar 1970 an 
(vgl. die Begründung zu diesen Vorschriften), 


Zu den Artikeln 2 und 3 

In den Artikeln 2 und 3 werden aus redaktionellen 
Gründen die Vorschriften des Spar-Prämiengesetzes 
und des Wohnungsbau-Prämiengesetzes, in denen 
bisher von „steuerfreien" vermögenswirksamen 
Leistungen die Rede ist, der Umstellung auf ein 
Zulagensystem angepaßt. 


Zu Artikel 4 

Die Durchführungsverordnung ist zum 1. Januar 
1971 aufzuheben, jedoch insbesondere im Falle der 
Nachversteuerung auf die sogenannten Aitfälle wei- 
ter anzuwenden. 

Zu Artikel 5 

Der Artikel enthält eine Ermächtigung zur Bekannt- 
machung des Gesetzes in der neuen Fassung und 
zur Beseitigung etwaiger Unstimmigkeiten. 

Zu Artikel 6 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 7 

Der Artikel regelt das Inkrafttreten. 


Auswirkungen des Gesetzes auf die Preise 

Der Gesetzentwurf hat tendenziell eine Verringe- 
rung der Konsumnachfrage der privaten Haushalte 
zur Folge und wirkt preisdämpfend. Hierbei ist be- 
rücksichtigt, daß ein Teil der vermögenswirksamen 
Leistungen vom Arbeitgeber getragen wird und zu 
Kostensteigerungen im Unternehmensbereich führen 
kann. 


Finanzielle Auswirkungen 

Die Kosten der Gesetzesänderung hängen im we- 
sentlichen ab 

— von der Zahl der Arbeitnehmer, die — verur- 
sacht durch die Gesetzesänderung — vermögens- 
wirksame Leistungen erhalten, 

— von der Zahl der Arbeitnehmer, die auch ohne 
Gesetzesänderung vermögenswirksame Leistun- 
gen erhalten hätten (höhere Steuerminderein- 
nahmen wegen des Übergangs zum Zulagen- 
system ab 1. Januar 1971), 

— von der Höhe des durchschnittlich mit und ohne 
Gesetzesänderung angelegten Sparbetrages. 

Diese Größen können nur schwer abgeschätzt wer- 
den. Deshalb vermag die nachstehende Übersicht, 
so genau sie erscheint, nur Größenordnungen zu ver- 
mitteln. 

In der folgenden Übersicht sind auch die durch 
die verstärkte Inanspruchnahme des verbesserten 
Vermögensbildungsgesetzes entstehenden Mehraus- 
gaben an Prämien nach den beiden Prämiengesetzen 
und die Mindereinnahmen an Einkommen-, Körper- 
schaft- und Gewerbesteuern nachgewiesen, die sich 
bei einer angenommenen 50^'oigen Anrechnung 
tarifvertraglich vereinbarter vermögenswirksamer 
Leistungen auf Barlohnerhöhungen ergeben. Hier- 
bei sind die Lohnsteuermehreinnahmen abgesetzt, 
die sich wegen des Wegfalls der Lohnsteuerfreiheit 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/601 


ab 1. Januar 1971 für bereits nach geltendem Recht 
erbrachte vermögenswirksame Leistungen ergeben, 
und hinzugerechnet die Steuermindereinnahmen aus 
der Inanspruchnahme der Steuervergünstigung für 
die Arbeitgeber nach § 14. 


Finanzielle Auswirkungen des Gesetzentwurfs 
in Millionen DM (gerundet) 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 


S' Bund 

*3- Bund 

Bund 

‘sZi Bund 

‘3- Bund 

1 

2 1 

3 

4 1 

5 

6 1 

? 

8 1 9 

10 1 

n 

Nach dem Jahr der Sparleistung 
(Entstehungs j ahr) 

Steuermindereinnahmen .... 

200 

90 

700 

300 

860 

370 

950 

400 

1 010 

430 

Prämienmehrausgaben 

40 

30 

100 

80 

150 

110 

200 

150 

220 

170 

insgesamt . . . 

240 

120 

800 

380 

1 010 

480 

1 150 

550 

1 230 

600 

Nach dem Jahr der haushalts- 
mäßigen Auswirkung 
(Rechnungsjahr) 

Steuermindereinnahmen .... 

150 

60 1 

590 

250 

780 

340 

870 

370 

930 

400 

Prämienmehrausgaben 

— — 

20 

10 , 

50 

30 

70 

40 

100 

50 

insgesamt . . 

150 

60 

610 

260 

830 

370 

940 

410 

1 030 

450 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1, Der Bundesrat stimmt dem Ziel des Gesetzent- 
wurfs grundsätzlich zu, durch eine Verdoppelung 
der derzeitig begünstigten Beträge und durch 
einen Übergang zu einem Zulagensystem die 
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand zu ver- 
bessern und künftig auch die Nachteile zu ver- 
meiden, die sich aus der bisherigen Steuer- und 
Sozialabgabenbefreiung ergeben. 

Der Bundesrat setzt dabei voraus, daß die vor- 
gesehenen Verbesserungen auch in die Gesamt- 
überlegungen zu einer Reform der Vermögens- 
bildung und Harmonisierung der Sparförderung 
einbezogen werden. Er bittet die Bundesregie- 
rung, ihre Vorstellungen zu einer umfassenden 
Reform der Vermögensbildung sobald wie mög- 
lich zu übermitteln. Der Bundesrat geht hierbei 
auch davon aus, daß ihm die Reformpläne so 
rechtzeitig zugeleitet werden, daß ausreichend 
Zeit für die notwendige Prüfung und Erörterung 
bleibt. 

2. Gegen die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Verrechnung der Arbeitnehmersparzulage mit 
der Lohnsteuer bestehen erhebliche Bedenken. 
Die sich hieraus ergebende Finanzierung der 
Zulagen zu 57 v. H. durch Länder und Gemein- 
den und zu nur 43 v. H. durch den Bund ist nicht 
vertretbar. Die Förderung der Vermögensbil- 
dung durch Sparzulagen ist eine gesellschafts- 
politische Aufgabe, die ihrem Wesen nach dem 
Bund obliegt. Er ist daher zur Finanzierung der 
Sparzulagen verpflichtet; soweit die Sparzulage 
dazu dient, die zur Vermeidung von Nachteilen 
bei der Rentenbemessung einzuführende Abgabe- 
pflicht in der Sozialversicherung auszugleichen, 
ergibt sich die Finanzverantwortung des Bundes 
auch aus Artikel 120 GG. 


Die vorgesehene Form der Finanzierung zu 
Lasten des Lohnsteueraufkommens verstößt 
außerdem gegen die Grundsätze der Haushalts- 
wahrheit und Haushaltsklarheit. Obwohl es sich 
bei den Sparzulagen unbestritten um Haushalts- 
ausgaben handelt, würden die erforderlichen 
Mittel in den Haushaltsplänen und -rechnungen 
von Bund, Ländern und Gemeinden nicht als 
Ausgaben ausgewiesen, sondern von den Ein- 
nahmen abgesetzt. Dadurch würde auch die par- 
lamentarische Kontrolle eingeschränkt. Zu be- 
denken ist auch, daß diese Ausgaben in den 
mittelfristigen Finanzplanungen von Bund und 
Ländern ausgewiesen werden müssen, was bei 
der vorgesehenen Art der Finanzierung nicht 
möglich ist. 

Der Bundesrat, der auf Bedenken dieser Art 
schon in seinem Beschluß zum Zweiten Steuer- 
änderungsgesetz 1968 hingewiesen hat — vgl. 
Drucksache 23/69 (Beschluß) — , lehnt deshalb 
die vorgesehene Finanzierung ab. Er ersucht die 
Bundesregierung, die für die Finanzierung der 
Sparzulagen notwendigen Mittel im Bundes- 
haushalt als Ausgabe auszubringen und den Ge- 
setzentwurf im weiteren Verfahren entsprechend 
umzugestalten. Der Bundesrat vermag seine Zu- 
stimmung zu dem Gesetzentwurf nur in Aussicht 
zu stellen, wenn diesen Gesichtspunkten Rech- 
nung getragen wird. Er weist darauf hin, daß 
die mit dem Gesetzentwurf verfolgten Ziele, die 
auch er begrüßt, dadurch weder in zeitlicher noch 
in quantitativer Hinsicht beeinträchtigt werden. 
Die vom Bundesrat empfohlene haushaltsmäßige 
Lösung vermeidet eine Präjudizierung der erst 
im Zuge der Steuerreform zu entscheidenden 
Frage, ob steuerrechtliche Vergünstigungen durch 
ein steuerliches Zulagensystem abgelöst werden 
sollen. 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/601 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. der Entschließung 

Die grundsätzliche Zustimmung zu der Verdoppe- 
lung der begünstigten Beträge und zu dem Über- 
gang zu einem Zulagensystem ist zu begrüßen. Die 
Bundesregierung wird den Bundesrat rechtzeitig an 
den Überlegungen zur Steuerreform und zur Reform 
der allgemeinen Sparförderung beteiligen. 

Zu 2. der Entschließung 

Die aus der steuerlichen Konzeption des Gesetzes 
sich ergebende Verteilung der Finanzlast wird nicht 
erst mit diesem Änderungsgesetz eingeführt. Sie 
war schon in der geltenden Fassung des Gesetzes 
seit 1961 angelegt und fand 1961, 1965 und 1969 
stets die Zustimmung des Bundesrates. Die in dem 
Gesetzentwurf enthaltene Lastenverteilung findet 
sich noch in weiteren Gesetzen, die ebenfalls mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangen sind, nämlich 
im Berlinhilfegesetz, im Bergmannsprämiengesetz 
und im Investitionszulagengesetz, das im Rahmen 
des Zweiten Steueränderungsgesetzes 1968 verab- 
schiedet worden ist. Mit der Novelle zum Ver- 
mögensbildungsgesetz wird also nicht eine neue, 
bisher nicht vorhandene Lastenverteilung vorge- 
nommen. Die Novelle setzt vielmehr eine in mehre- 
ren Gesetzen seit Jahren herkömmliche Finanzie- 
rungspraxis fort. Sie bringt nur insofern eine Neu- 
regelung, als sie durch die Umstellung auf das Zu- 
lagensystem eine bessere und gerechtere Verteilung 
der Mittel auf die Empfänger vorsieht. 

Die Umstellung auf das Zulagensystem gibt keine 
Veranlassung, von der bisherigen Finanzierungs- 
regelung abzuweichen. Das Bergmannsprämien- 
gesetz, das Berlinhilfegesetz und auch das Investi- 
tionszulagengesetz wenden auf der Grundlage der 
hier umstrittenen Finanzierungsregelung ebenfalls 
ein Zulagensystem an. Auch insoweit bringt das 
Änderungsgesetz keine Neuerung, sondern geht nur 
auf eine seit langem in anderen Gesetzen bewährte 
Praxis über. 

Angesichts dieser Entwicklung kann die Einwen- 
dung des Bundesrates, die Förderung der Vermögens- 
bildung durch Sparzulagen sei eine gesellschafts- 
politische Aufgabe, die ihrem Wesen nach dem Bund 


obliege, eine Abkehr von der bisher geübten Finan- 
zierungspraxis nicht rechtfertigen. Es kommt hinzu, 
daß sich im Grundgesetz eine rechtliche Grundlage 
für die Auffassung, die Förderung der Vermögens- 
bildung durch Sparzulagen sei eine gesellschafts- 
politische Aufgabe, die ihrem Wesen nach dem Bund 
obliege, nicht finden läßt. 

Die Auffassung des Bundesrates, die Finanzverant- 
wortung des Bundes ergebe sich aus Artikel 120 GG, 
soweit die Sparzulage dazu diene, die zur Vermei- 
dung von Nachteilen bei der Rentenversicherung 
einzuführende Abgabepflicht in der Sozialver- 
sicherung auszugleichen, wird nicht geteilt. Arti- 
kel 120 GG regelt die Zuschüsse an die Sozialver- 
sicherungsträger. Darum handelt es sich bei den 
Zulagen an die Arbeitnehmer jedoch nicht. Die Zu- 
lagen haben ausschließlich vermögenspolitische Be- 
deutung. Soweit die Zulagen mit Rücksicht auf die 
derzeitige Befreiung vermögenswirksamer Leistun- 
gen von Sozialversicherungsbeiträgen entsprechend 
angehoben werden, dient das nur dem Zweck, die 
vermögenspolitische Wirkung des Gesetzes unein- 
geschränkt zu erhalten. 

Die Ausführungen des Bundesrates zu den Grund- 
sätzen der Haushaltswahrheit und der Haushalts- 
klarheit geben ebenfalls keinen hinreichenden An- 
laß, den Gesetzentwurf zu ändern. 

Wenn sich die Auffassung des Bundesrates hinsicht- 
lich der Finanzierung durchsetzen sollte, ergebe sich 
für den Bund gegenüber dem Regierungsentwurf 
folgende Änderungen: 

1971 1972 1973 

in Millionen DM 

Mehreinnahmen 
(Wegfall von 


Einnahmeausfällen) 

250 

340 

370 

Mehrausgaben 




(30 V. H. Zulage) 

590 

780 

870 

Mithin Mehrbelastung des 
Bundes (Saldo) 

340 

440 

500 


Diese Mehrbelastung des Bundes ist in der mittel- 
fristigen Finanzplanung 1969 bis 1973 nicht enthal- 
ten. 
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